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________________________________________ 
Abschnitt 1. Allgemeines 
 
 
 
Die Ausschreibung richtet sich nach den Vorgaben der Schreiben der Regierung von Mittel-
franken vom 06.03.2019 (RMF-SG44-5374-1-5-2) und 11.08.2020 (44.2-5170/5370). Das 
Ausschreibungsverfahren wird nach den Vorschriften der UVgO durchgeführt. 
 
Der Bieter, der den Zuschlag erhält, schließt den Vertrag (Mustervertrag Anlage D) mit der 
Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. ab. 
 
Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen in der bei Einleitung des Vergabever-
fahrens jeweils geltenden werden Bestandteil des Vertrages (§ 21 UVgO). 
 
 

________________________________________ 
Abschnitt 2. Beschreibung der Dienstleistung 
 
Auftragsbezeichnung:  Die Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. (kurz: Auftraggeber) be-

absichtigt die Vergabe der Schülerbeförderung von geistig 
und/oder mehrfach behinderten Kindern und Jugendlichen (kurz: 
Schüler*innen) der Hans-Peter-Ruf-Schule, Förderzentrum 
Schwerpunkt geistige Entwicklung der Lebenshilfe Schwabach-
Roth e.V., Waikersreuther Straße 11 – 13, 91126 Schwabach, 
und der angeschlossenen Heilpädagogischen Tagesstätte (kurz: 
Schule). 

 
__________________________________________________________________________ 
Beginn der Leistungen:  15. September 2026 
__________________________________________________________________________ 
Vertragslaufzeit:  4 (Schul-)Jahre ab Leistungsbeginn 
 
__________________________________________________________________________ 
Umfang der Leistungen:  Die Schülerbeförderung erfolgt an allen Schultagen, die sich am 

bayerischen Schulferienkalender orientieren (gegenwärtig bis zu 
5 Schultage pro Woche). Zusätzlich ist an aktuell 20 Ferienöff-
nungstagen der Heilpädagogischen Tagesstätte eine wesentlich 
geringere Fahrgastzahl nach gesondert festzulegenden Routen 
zu befördern. 

 
Jede Linie ist mit eine(m)/r Fahrer/-in und, bei Bedarf, mit einer 
Begleitperson auszustatten. 
 

__________________________________________________________________________ 
Weitere Leistungen:  Der zu befördernde Personenkreis besteht derzeit aus aktuell 

139 Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Bereich 
geistige und körperliche Entwicklung im Alter von 3 bis 20 Jah-
ren.  
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Der Auftragnehmer übernimmt die Beförderung der Schüler*in-
nen auf den Schulwegen vom vereinbarten Übergabeort bis zum 
Klassenzimmer der folgenden Standorte und zurück: 

 
 Hans-Peter-Ruf-Schule, Förderzentrum Schwerpunkt geis-

tige Entwicklung der Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V., Wai-
kersreuther Straße 11 – 13, 91126 Schwabach, 

 Heilpädagogischen Tagesstätte, Waikersreuther Straße 11 – 
13, 91126 Schwabach 

 
Die Beförderung erfolgt als Hin- und Rückfahrt mit festgelegt 
gleichbleibenden Abhol- und Ankunftspunkten zu vereinbarten 
Tageszeiten. Ein Sammeln oder Umsteigen der Fahrgäste ist 
nicht zulässig.  

 
Die morgendliche Ankunftszeit der Schüler*innen in der jeweili-
gen Einrichtung muss um 7.45 Uhr erfolgen. Die Rückfahrt erfolgt 
nach Ende der Einrichtungen zwischen 15.30 Uhr und 15.45 Uhr. 
 
Das Beförderungspersonal ist für das gefahrlose Ein- und Aus-
steigen der Schüler*innen verantwortlich. Das richtige Anschnal-
len, da wegen teilweise fehlender Schutzreflexe Verletzungsge-
fahr besteht, ist bei jeder/m Schüler*in zu überprüfen und durch-
zuführen. Rollstühle und sonstige Hilfsmittel müssen transport-
bereit gemacht werden und ordnungsgemäß gesichert im Fahr-
zeug transportiert werden. Das Beförderungspersonal ist ver-
pflichtet, die Eltern/Sorgeberechtigten bzw. den Disponenten des 
Auftragnehmers zu informieren, wenn die Schüler*innen mit 
mehr als 15 Minuten Verspätung zu Hause eintreffen werden. 
Ebenso ist der Auftraggeber durch den Disponenten zu informie-
ren, wenn ein Bus aufgrund besonderer Vorkommnisse – gleich 
welcher Art – morgens mehr als 15 Minuten Verspätung hat. 

__________________________________________________________________________ 
Tourenbeginn/ -ende: Beginn ab Zustieg 1. Schüler*in; Ende ab Ausstieg letzte/r Schü-

ler*in. 
 

__________________________________________________________________________ 
Auftragserteilung:  Eine Aufteilung in Lose erfolgt nicht, Teilangebote können nicht 

abgegeben werden. Nebenangebote und Änderungsvorschläge 
sind ausgeschlossen, ebenso der Einsatz von Subunterneh-
mern. 

__________________________________________________________________________ 
Linienkalkulation:  Die voraussichtlich anzufahrenden Orte (ohne Anschriften) sind 

als Muster des Schuljahres 2025/26 in der Anlage B aufgeführt. 
Zur Angebotserstellung erhält der Bieter nach Unterzeichnung 
einer Vertraulichkeitserklärung (Anlage C) eine anonymisierte 
Liste der zu befördernden Schüler*innen mit den Haltestellen. 
Sie entspricht dem Planungsstand März 2026 und dient als 
Grundlage für die zu erbringende Leistung: Enthalten sind die 
Wohnorte aller zu befördernden Schüler*innen, Angaben über 
abweichende Hin- und Rückfahrtzeiten und ob ein Rollstuhl be-
nötigt wird. 
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Aus der Liste erstellt der Bieter die Touren unter Einhaltung des 
Wirtschaftlichkeitsprinzips. Für jede Linie ist ein eigener Touren-
plan zu erstellen. Die Höchstbeförderungsdauer darf 60 Minuten 
nicht überschreiten. Die Haltestellenübersicht (Anlage F) kann in 
elektronischer Form zur Verfügung gestellt werden. Auf deren 
Grundlage sind die Linien zu planen.  
 
Für jede Tour/Linie muss ein Fahrplan vorgelegt werden. Der 
Fahrplan beinhaltet die Bezeichnung der Linie, Angabe der ein-
zelnen Haltestellen, Ankunftszeit pro Haltestelle, Gesamtfahr-
gastanzahl und Kilometerzahl der Linie. 
 
Für jede Tour/Linie ist als Beleg der auf dem Tourenplan ange-
gebenen gefahrenen Besetzkilometer ein Ausdruck aus einem 
handelsüblichen Routenplaner beizulegen, es sei denn, die Lini-
enplanung erfolgt durch eine Software, welche die Linien auf Ba-
sis eines handelsüblichen Routenplaners erstellt. 
 
Die Besetzkilometer und die Begleitstunden jeder Linie pro Tag 
sind in das Dokument „anonymisierte Haltestellenübersicht“ (An-
lage F) einzutragen. So ergeben sich die Gesamtbesetzkilometer 
pro Tag und die Gesamtbegleitstunden.  
 
Die so ermittelten Gesamtbesetztkilometer pro Tag und Gesamt-
begleitstunden pro Tag sind in die Anlage A „Angebot“ einzutra-
gen und mit den kalkulierten Preisen für Besetztkilometer und die 
Begleitstunden zu multiplizieren. So ergibt sich ein Preis pro Tag, 
dieser ist maßgeblich für die Bewertung des Angebots. 
 
Für jede/n Schüler*in ist ein Sitzplatz ggf. ausgestattet mit einem 
Kindersitz nach StVO-Richtlinien zur Verfügung zu stellen (Aus-
nahme: im Rollstuhl zu Befördernde). 
 
Die Grundlage für die Abrechnung sind immer nur die pro Tag 
tatsächlich gefahrenen Besetztkilometer. Mit der monatlichen 
Rechnungsstellung ist ein detaillierter Nachweis der gefahrenen 
Besetztkilometer vorzulegen. 
 
Durch Änderungen bei der Schülerbeförderung (Neuaufnahmen, 
Abgänge, Umzüge, krankheitsbedingte Fehltage von Kindern) 
können sich hier jederzeit Abweichungen und Änderungen erge-
ben.  
 
Der Auftragnehmer muss davon ausgehen, dass sich die Zahl 
der Fahrgäste auf Grund von Nach- und Ummeldungen bis zum 
Beförderungsbeginn am 15. September 2026 und während der 
Schuljahre verändern kann. Rechtzeitig vor Schuljahresbeginn 
geht dem Auftragnehmer eine aktuelle Haltestellen- und Fahr-
gastübersicht zu. Der Auftragnehmer muss auch davon ausge-
hen, dass Haltestellen wegfallen oder weitere Haltestellen dazu 
kommen können. Nachgewiesene und genehmigte Mehr- oder 
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Minderkilometer werden auf der Grundlage des abgegebenen 
Angebotes (tatsächlich gefahrene Besetztkilometer pro Schul-
tag) angepasst. 
 
Veränderung durch Um-, Zu- und Wegzug von Schüler*innen 
sind zeitnah in die Fahrpläne einzuarbeiten. 
 
Eine Busbegleitung wird bei vom Auftraggeber angezeigtem Be-
darf durch den Auftragnehmer zur Verfügung gestellt (derzeit bei 
ca. 10% der gefahrenen Linien). Die Kosten für Begleitpersonal 
müssen gesondert ausgewiesen werden. Sie dürfen nicht im km-
Preis enthalten sein. Bei der Kalkulation ist der Einsatz von Be-
gleitpersonal auf allen gefahrenen Linien zu Grunde zu legen. 
 
 
 

__________________________________________________________________________ 
Abrechnungs-  
modalitäten:  Die Grundlage für die Abrechnung sind immer nur die pro Tag 

tatsächlich gefahrenen Besetztkilometer und der Busbeglei-
tungsstunden zzgl. Mehrwertsteuer. Die Touren berechnen sich 
ab dem Zustieg des 1. Betreuten und enden mit dem Ausstieg 
des letzten Betreuten. Die Stunden des Begleitpersonals werden 
ab Zustieg des Busbegleitungspersonals berechnet bis zum Aus-
stieg des Busbegleitungspersonals. Mit der monatlichen Rech-
nungsstellung ist ein detaillierter Nachweis der gefahrenen Be-
setzt-Kilometer vorzulegen. 

 
Die jeweilige Rechnung für Beförderungsabgeltung und Begleit-
personal ist innerhalb einer Frist von 10 Werktagen nach Monats-
ende per Mail an den Auftraggeber als Sammelrechnung zur Be-
gleichung zu senden. Die Vergütungen sind vom Auftraggeber 
innerhalb von 14 Tagen nach Rechnungseingang zu bezahlen. 
Die Rechnungen sind nach den als Anlage 7 zum Beförde-
rungsvertrag beigefügten Mustern getrennt in die gefahrenen 
Linien zu erstellen. Die Kosten für die erforderlichen Begleitper-
sonen sind separat aufzustellen. 

 
 

________________________________________ 

 

Abschnitt 3.  Vergabebestimmungen 
 
___________________________________________________________________ 
Fristen/Form:   Die Angebotsfrist endet am 08.06.2026 um 12.00 Uhr. 

Bis zu diesem Zeitpunkt muss das Angebot einschließlich aller 
Unterlagen bei der ausschreibenden Stelle  
 

Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. 
Herrn Markus Ungar-Hermann 
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Ansbacher Str. 15 
91126 Schwabach 

 
eingegangen sein.  
 
Angebote, die nicht bis zu diesem Termin eingegangen sind, 
werden nicht mehr berücksichtigt, es sei denn, der Bieter weist 
nach, dass er die Verspätung nicht zu vertreten hat.  
 
Das Angebot muss in einem verschlossenen, deutlich als „An-
gebot zur Schülerbeförderung! Nicht öffnen!“ gekennzeich-
neten und ausreichend frankierten Umschlag eingehen.  
Das Angebot muss persönlich oder per Post zugestellt werden. 
Andere Zustellungsformen (z. B. elektronische Post oder Tele-
fax) sind nicht möglich.  
Das Angebot und alle geforderten Erklärungen müssen unter-
schrieben sein. Nicht unterschriebene Erklärungen gelten als 
nicht abgegeben und führen zum Ausschluss des Angebots, §§ 
38, 42 UVgO. 
 
Die Öffnung der Angebote findet am 08.06.2026 um 12:30 Uhr 
statt.  
 
Nach Öffnung, Prüfung und Wertung der eingegangenen Ange-
bote nimmt die ausschreibende Stelle die Entscheidung über den 
beabsichtigten Zuschlag vor.  
 
Jeder Bieter ist bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist am 13.07.2026 
an sein Angebot gebunden. 
 
Fragen zu den Vergabeunterlagen oder zu diesem Vergabever-
fahren können bis 31.05.2026, 10.00 Uhr per E-Mail  
(markus.ungar-hermann@lebenshilfe-schwabach-roth.de) oder 
Fax (09122/181-150) an den unter Ziff. 3. genannten Ansprech-
partner gestellt werden. Später eingehende Fragen werden nicht 
berücksichtigt. 
 
Das Angebot muss folgende Unterlagen umfassen:  
 
 Vollständig ausgefülltes Angebotsschreiben (Anlage A) 

nebst Datum, Unterschrift, Firmenstempel, mit Linienkalku-
lation auf Basis der vom Auftraggeber zur Verfügung gestell-
ten Haltestellenübersicht  

 Fahrpläne der Linien auf Basis der vom Auftraggeber zur 
Verfügung gestellten anonymisierten Haltestellenübersicht 
(wird nach Erhalt der unterschriebenen Vertraulichkeitser-
klärung zugesendet)  

 Unterschriebener Vertragsentwurf (Anlage D)  
 Ausgefülltes Formblatt „Bietererklärung“ (Anlage E) 
 Kurze Darstellung des Unternehmens 
 Kurze Darstellung des Kommunikationssystems 
 Muster eines Arbeitsvertrages 
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 Referenzliste (mindestens zwei Referenzschreiben der letz-
ten 3 Jahre) 

 Nachweis über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung 
 
Fehlende Unterlagen können nachgefordert werden.  
 
Nebenangebote sind nicht zugelassen.  
 

___________________________________________________________________ 
Vertraulichkeit: Der Bieter hat die Vergabeunterlagen und alle Informationen, die 

er im Rahmen dieses Vergabeverfahrens erhält, vertraulich zu 
behandeln und sie zu keinem anderen Zweck als diesem Verga-
beverfahren zu verwenden. Das gilt nicht für Informationen, die  

 
 bereits vor Offenlegung regelmäßig im Besitz des Bieters 

waren; 
 ohne Zutun des Bieters veröffentlicht worden oder ander-

weitig ohne Verschulden allgemein bekannt geworden 
sind; 

 die dem Bieter von einem oder mehreren Dritten rechtmä-
ßig übermittelt wurden; 

 die schriftlich durch den Auftraggeber freigegeben werden; 
 die auf Grund gesetzlicher Vorschriften auf Anordnung von 

Behörden oder Gerichten offen zu legen sind. 
 

Der Bieter hat alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung der 
Vergabeunterlagen oder der Erstellung des Angebots betraut 
werden, entsprechend zu verpflichten.  
 
Eine Veröffentlichung, kommerzielle Verwertung und Weitergabe 
an Dritte von Unterlagen des Vergabeverfahrens ist ohne die in 
Schriftform erteilte vorherige Zustimmung des Auftraggebers 
nicht zulässig. 
 
Die Bedingungen einer eventuell abgegebenen Vertraulichkeits-
erklärung in diesem Vergabeverfahren bleiben von den o.g. Be-
dingungen unberührt. 
 
Die vorstehenden Verpflichtungen behalten auch nach Beendi-
gung/Einstellung dieses Vergabeverfahrens für weitere 5 Jahre 
ihre Gültigkeit. 

 
___________________________________________________________________ 
Eignungskriterien:  Dem Angebot ist eine kurze Darstellung des Unternehmens mit 

Namen, Anschrift, Rechtsform, organisatorischer Gliederung, 
Leistungsspektrum, Niederlassungen, Gründungsjahr und Ko-
operation mit anderen Unternehmen beizufügen.  

 
Beizufügen ist zudem eine kurze Beschreibung des abgestimm-
ten Kommunikationssystems, das eine ständige Erreichbarkeit 
des Betriebes für den Auftraggeber sicherstellt. 
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Der Bieter hat Referenzen (unter Angabe des zentralen Aus-
sprechpartners) von mindestens 2 Auftraggebern der letzten 3 
Jahre hinsichtlich der Beförderung von Schüler*innen mit Behin-
derung unter Angabe der Leistungsorte beizulegen.  
 
Vorzulegen ist zudem das Muster eines Arbeitsvertrages zwi-
schen dem Bieter und dem eingesetzten Fahr- bzw. Begleitper-
sonal. 
 
Die anhand der Schülerliste erarbeiteten Routenpläne sind dem 
Angebot beizufügen. 
 
Der Bieter muss die Bietererklärung (Anlage E) abgeben und fol-
gende Eignungskriterien erfüllen, damit der Bieter seine Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachgewiesen 
hat:  
 
 Erklärung, dass über sein Vermögen das Insolvenzverfah-

ren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren nicht 
eröffnet ist, die Eröffnung nicht beantragt oder dieser An-
trag mangels Masse abgelehnt worden ist und er sich nicht 
in Liquidation befindet;  

 Erklärung, dass er seine Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt hat; 

 Erklärung, dass er bzw. eine Person, deren Verhalten sei-
nem Unternehmen zuzurechnen ist, nicht wegen einer der 
in § 123 GWB genannten Normen rechtskräftig verurteilt 
ist;  

 Erklärung, dass im Gewerbezentralregister keine Eintra-
gungen vorliegen;  

 Erklärung, dass der durchschnittliche Jahresumsatz seines 
Unternehmens in den vergangenen drei Jahren mindes-
tens dem jährlichen Auftragsvolumen entsprochen hat, für 
das er ein Angebot abgibt; 

 Ist dem Bieter die Erfüllung dieses Kriteriums nicht mög-
lich, z. B. bei neu gegründeten Unternehmen, so hat er auf 
einem Beiblatt die Gründe hierfür sowie seine Umsätze im 
Übrigen darzulegen;  

 Erklärung, dass der Bieter sich verpflichtet, nach Zu-
schlagserteilung eine Kfz-Haftpflichtversicherung mit der 
gesetzlich vorgeschriebenen Deckungssumme für jedes 
Fahrzeug abzuschließen. Dies ist dem Auftraggeber vor 
Aufnahme der Beförderung nachzuweisen;  

 Erklärung, dass eine Zertifizierung nach DIN ISO 9001: 
20015 oder nach einer vergleichbaren Qualitätsmanage-
mentnorm, bzw. einer dem jeweiligen Sitzland entspre-
chenden Zertifizierung im Rahmen der europäischen Ver-
gleichbarkeit der Qualitätskriterien vorliegt; 

 Der Bieter erklärt, dass nur Fahrzeuge eingesetzt werden, 
die nach dem neusten Stand der Technik zur Beförderung 
von Menschen mit Behinderung ausgerüstet sind, die wäh-
rend der gesamten Vertragslaufzeit nicht älter als 7 Jahre 
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sind und die dem technischen Standard deutscher Vor-
schriften entsprechen; 

 Erklärung, dass die einzusetzenden Fahrzeuge zum Beför-
derungsbeginn zur Verfügung stehen. Dem Auftraggeber 
sind auf Verlangen die Fahrzeugscheine aller zur Schüler-
beförderung eingesetzter Fahrzeuge vorzulegen; 

 Erklärung, dass der Bieter sich verpflichtet, nach Zu-
schlagserteilung eine Betriebshaftpflichtversicherung für 
sich selbst sowie sämtliche Unterauftragnehmer mit einer 
Deckungssumme von mindestens 1 Mio. € für Körper-, 
Vermögens- und Sachschäden abzuschließen. Dies ist 
dem Auftraggeber vor der Aufnahme der Beförderung 
nachzuweisen.  

 Erklärung, dass nur Fahr- und Betreuungspersonal einge-
setzt ist, welches im erweiterten Führungszeugnis keine 
Eintragung über rechtskräftige Verurteilungen enthalten. 
Dies ist nach der Zuschlagserteilung, aber vor Auftragsbe-
ginn auf Verlangen dem Auftraggeber durch Vorlage der 
erweiterten Führungszeugnisse nachzuweisen;  

 Erklärung, dass das eingesetzte Beförderungspersonal 
eine Erste-Hilfe-Ausbildung absolviert hat. Der Auftragge-
ber sind auf Verlangen die Nachweise hierüber vorzulegen. 

 Erklärung, dass das eingesetzte Beförderungspersonal 
keine ansteckenden meldepflichtigen Krankheiten hat. In 
begründet erscheinenden Fällen hat der Auftragnehmer 
auf Verlangen des Auftraggebers für das Beförderungsper-
sonal ärztliche Nachweise vorzulegen. 

 Erklärung, dass der Bieter sowie alle für die Auftragsdurch-
führung verantwortlichen Personen dies Scientology-
Schutzerklärung für den Fall der Zuschlagserteilung abge-
ben werden sowie diese Anforderung dem Auftraggeber 
vor Aufnahme der Schülerbeförderung nachweist.  

 Erklärung, dass der Bieter keine Person, Organisation oder 
Einrichtung i.S.d. Art. 5K der Verordnung (EU) 2022/576 
des Rates vom 8. April 2022 zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 ist (mithin nicht russischer Staatsange-
hörigkeit ist oder eine in Russland niedergelassene natür-
liche oder juristische Person, Organisation oder Einrich-
tung, oder eine juristische Person, Organisation oder Ein-
richtung, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mit-
telbar von einer in Russland niedergelassenen natürliche 
oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung ge-
halten wird, oder im Namen oder auf Anweisung einer der 
vorgenannten Organisationen handelt, auch solche, auf die 
mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragneh-
mer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im 
Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe 
in Anspruch genommen werden).  
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________________________________________ 
 

Abschnitt 4.  Zuschlagskriterien und  
Zuschlagserteilung  

 
Den Zuschlag erhält das wirtschaftlichste Angebot. Dieses be-
rechnet sich aus dem Gesamtbesetztkilometerpreis pro Schultag 
zzgl. Tagesgesamtpreis für eingesetztes Begleitpersonal auf al-
len gefahrenen Linien. 

 
Der Preis ist anhand des anhand der anonymisierten Haltestel-
lenübersicht (Anlage F) gefertigten Fahrplans zu kalkulieren.  

 
Gewertet werden Brutto-Preise. 

 

________________________________________ 

 

Abschnitt 5.   Anforderungen an die Beförderung 
 

 
Anforderungen an  
die Beförderung:  Grundlage insbesondere für An- und Abfahrtszeiten sind die gül-

tigen Stundenpläne und Einrichtungsöffnungszeiten. Die Schü-
ler*innen müssen die unter 2. aufgeführten Standorte in der dort 
hinterlegten Zeitspanne erreichen. Die Beförderung zum Wohn-
ort muss nach Beendigung der täglichen Schulzeit entsprechend 
dem Stundenplan des jeweiligen Kindes erfolgen.  
 
Anhand der anonymisierten Haltestellenliste (wird nach Erhalt 
der unterschriebenen Vertraulichkeitserklärung zugesandt) sind 
Routenpläne der Angebotsabgabe beizulegen. Die Beförderung 
erfolgt nach jeweils aktuellsten Routenplänen, die spätestens 2 
Tage vor dem Schulbeginn der Schulleitung vorzulegen sind. Es 
ist die für den Auftraggeber wirtschaftlichste Fahrtroute zu wäh-
len. Während des Jahres sind die Routenpläne ständig auf dem 
neuesten Stand zu halten und der Schulleitung durchnummeriert 
geändert umgehend vorzulegen. Werden Routen nicht geändert, 
braucht keine Meldung zu erfolgen. Sonderfahrten, auch wäh-
rend der Ferien, müssen auf Anforderung nach gesonderten Li-
nienplänen durchgeführt werden. Diese werden eigens berech-
net. 
 
Die Transportzeit darf pro Fahrt 60 Minuten nicht überschreiten.  
 
Die Anzahl der Besetztkilometer pro Linie berechnet sich ab dem 
Einstieg des ersten Betreuten bis zum Ausstieg des letzten Be-
treuten. 
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Befördert werden dürfen nur die vom Auftraggeber und/oder der 
Schule benannten Personen.  
 
Umsteigen ist nicht zulässig. Eine Ausnahme ist nur nach schrift-
licher Zustimmung der Eltern und der Schulleitung möglich. 
Sammelpunkte dürfen bei der Abholung nicht errichtet werden. 
Die Streckenführung ist so zu gestalten, dass die Kinder jeweils 
nur auf der Gehwegseite der rechten Fahrzeugseite einsteigen 
(Ausnahme Einbahnstraßen) können. Ein Überqueren von Stra-
ßen, Rückwärtsfahren und Wenden im Fahrzeug-Besetztstatus 
ist verboten. 
 
Die jeweilige Linie ist gemäß der eingereichten Route schultäg-
lich zu befahren, auch wenn Schüler*innen kurzfristig, z.B. we-
gen Erkrankung, ausfallen, es sei denn die Erkrankung des Kin-
des ist vorher bekannt. Die Wohnadresse ist ab dem zweiten Tag 
des Fehlens so lange nicht mehr anzufahren, bis dem Auftrag-
nehmer von den Erziehungsberechtigten mitgeteilt wird, dass der 
Schüler*innen ab dem kommenden Tag wieder zu befördern ist.  
 
Die Fahrer*innen haben bei Linien ohne Begleitpersonal die 
Schüler*innen an die Lehrkräfte bzw. Erziehungsberechtigten 
persönlich zu übergeben. Der/die Fahrer/-in hat in diesem Fall 
die Aufsichtspflicht vom Einsteigen des/der Schüler(s)/-in bis zur 
Übergabe an die Lehrkraft.  
 
Die den/die Schüler/-in an den/die Fahrer/-in abgebende Person 
bleibt höchstens 15 Minuten am vereinbarten Abholungsort und 
kann sich wieder in die Wohnung begeben, wenn die Abholung 
nicht innerhalb der Wartezeit erfolgt. In diesem Fall muss der/die 
Fahrer/-in sich bemerkbar machen, ohne seine Aufsichtspflicht 
den anderen Schüler*innen im Fahrzeug gegenüber zu verlet-
zen. Durch den/die Fahrer/-in verschuldete Nichtabholung muss 
umgehend nachgeholt werden. Die Kosten bleiben dem Verur-
sacher. 
 
Die beförderten Kinder der Einrichtungen sind wie „Schüler*in-
nen“ zu befördern. Da es sich im Sinne des Bayerischen Geset-
zes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen um Kinder mit 
Behinderung handelt, muss die Aufsicht während des Transports 
dauerhaft gewährleistet sein. Diese ist auch während des Bus-
besteigens bei Schulschluss sicher zu stellen. Der/die Fahrer/-in 
darf das Fahrzeug nicht verlassen, um Besorgungen, die nicht 
zum Transport der Kinder direkt gehören, zu machen. Muss 
der/die Fahrer/-in trotzdem das Fahrzeug verlassen, hat er weiter 
die Aufsichtspflicht über die Kinder. 
 
Die Fahrgäste müssen immer beaufsichtigt werden, bis zur Über-
gabe an die/den Erziehungsberechtigten oder eine von die-
sem(n) direkt vorgestellten volljährigen Ersatz. Keinesfalls dürfen 
Kinder an nicht voll Erziehungsberechtigte (deren Vertreter) 
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ohne vorherige Zustimmung des anderen erziehungsberechtig-
ten Partners übergeben werden. Im Zweifelsfall klärt die entspre-
chende Schulleitung die Verhältnisse. 
 
Bei Zuwiderhandlung des Bieters oder dessen Personals haftet 
der Bieter bei allen Verstößen. 
 
Der Bieter muss mit rechtsverbindlicher Unterschrift auf Verlan-
gen bestätigen können, dass er seine Fahrer*innen, besonders 
in Hinblick auf die Aufsichtspflicht, unterrichtet hat. Es ist dabei 
mitzuteilen, welche arbeitsrechtlichen Konsequenzen bei Nicht-
erfüllung eingeleitet werden. 
 
Verhandlungspartner im laufenden Betrieb sind der vom Auftrag-
nehmer zu benennende Ansprechpartner und der Schulleiter der 
betreffenden Schule. 
 
Die Erziehungsberechtigten müssen spätestens eine Woche vor 
Schulbeginn schriftlich über die Abhol- und Ankunftszeiten sowie 
die Abhol- und Ankunftspunkte informiert werden/sein. Es kann 
erwartet werden, dass sich der/die Fahrer/-in dabei vorstellt; ein 
wiederholtes Aufsuchen der Eltern ist durchaus zumutbar. Ist 
dies nicht möglich, muss es der jeweiligen Schulleitung umge-
hend schriftlich gemeldet werden, warum ein direkter Kontakt 
nicht aufgenommen worden ist. 
 
Eine Ablehnung des Transports einer Person, die sich nicht kon-
form bewegt oder benimmt, ist nicht möglich. Der Betreiber hat 
dann entsprechende Schritte, u.U. zu seinen Lasten (z.B. Einset-
zen geeigneter Linienbegleiter), einzuleiten.  
 
Bei Unterrichtsversäumnis eines/r Schüler(s)/-in wegen Krank-
heit oder aus sonstigen Gründen ist dessen Wohnung spätes-
tens ab dem 2. Tage des Fehlens so lange nicht mehr anzufah-
ren, bis von den Eltern des/der Schüler/-in oder der Schulleitung 
bzw. dem Auftraggeber dem Disponenten des Auftragnehmers 
mitgeteilt wird, dass der zu Befördernde ab dem kommenden 
Tag wieder zu befördern ist. Bei Nichtbeachtung dieser Regelung 
wird das Beförderungsentgelt ab dem 3. Tage entsprechend ge-
kürzt.  
 
Kommt der Auftragnehmer schuldhaft seiner Beförderungspflicht 
nicht oder nicht rechtzeitig nach, so ist der Auftraggeber berech-
tigt, die Beförderung auf Kosten des Auftragnehmers durchfüh-
ren zu lassen. Das gleiche gilt, wenn der Auftragnehmer seinen 
sonstigen Verpflichtungen nicht nachkommt. Verzögerungen auf 
Grund des Verkehrsflusses oder unvorhersehbarer höherer Ge-
walt können dem Auftragnehmer nicht angelastet werden. Unter-
richtsausfall führt zu keinem Leistungsanspruch gegen den Auf-
traggeber. 
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Der Auftragnehmer muss den Auftraggeber über besondere Ge-
fahrenquellen auf Fahrtstrecken und an den Haltestellen unter-
richten. Vorkommnisse zwischen Fahrdienst und Eltern bzw. Mit-
arbeitern der Lebenshilfe Schwabach – Roth e.V. sind dem Auf-
traggeber sofort zu melden.  
 
Absprachen über die Organisation der Fahrten trifft der Dispo-
nent. Sollten Mehrkosten aus der Entscheidung des Disponenten 
resultieren, ist die vorherige Zustimmung des Auftraggebers ein-
zuholen. Ungenehmigte Mehrkosten werden nicht erstattet. Die je-
weils festgelegten und durch den Auftraggeber genehmigten 
Fahrpläne sind Bestandteil des Vertrages. Ist der Auftragnehmer 
nicht in der Lage, den daraus resultierenden notwendigen Ände-
rungen Rechnung zu tragen, so kann der Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist gekündigt werden. Ebenso kann aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden, wenn ein 
Vertragspartner grob und trotz Mahnung wiederholt gegen Best-
immungen des Beförderungsvertrages verstoßen hat oder wenn 
durch eine Änderung der Schulgliederung eine Änderung der 
Schülerbeförderung erforderlich wird. 
 
Die Ausschreibung bezieht sich auf eine Vertragsdauer von 4 
Schuljahren.  
 

_________________________________________________________________________ 
Anforderungen an  
Fahrzeuge: Der Auftragnehmer stellt nur Fahrzeuge für die Schülerbeförde-

rung zur Verfügung, die den gesetzlichen Anforderungen zur 
Schülerbeförderung entsprechend genügen. Insbesondere darf 
das Alter der Fahrzeuge 7 Jahre nicht übersteigen. 

 
________________________________________________________________________ 
Anforderungen an  
Fahrer*innen: Der Auftragnehmer darf nur zuverlässiges und für diese Schüler-

beförderung geeignetes Beförderungspersonal einsetzen. Fol-
gende Kriterien sind zu erfüllen: 
 sicheres Beherrschen der deutschen Sprache in Wort und 

Schrift; 
 zeitnahe (max. 3 Jahre) Ausbildung in "Erster Hilfe". Der Auf-

tragnehmer sorgt alle 3 Jahre für die Auffrischung der Kennt-
nisse 

 saubere und zweckmäßige Kleidung 
 Vollendung des 20. Lebensjahres, nicht älter als 70 Jahre 

 
Auf Verlangen des Auftraggebers darf der Auftragnehmer be-
stimmtes Beförderungspersonal nicht mehr einsetzen, wenn der 
Auftraggeber Gründe feststellt, die gegen die Eignung oder die 
Zuverlässigkeit sprechen.  
 
Der Auftragnehmer hat die Fahrer*innen zur erhöhten Vorsicht 
anzuhalten und auf die besonderen Gefahren und Eigenheiten, 
die sich bei der Schülerbeförderung, insbesondere von geistig- 
und mehrfach behinderten Kindern und Jugendlichen ergeben, 



14 
 

regelmäßig zu unterweisen. Für das Beförderungspersonal wird 
eine unvoreingenommene positive Grundeinstellung gegenüber 
behinderten Menschen vorausgesetzt. Gegenseitiger Respekt 
und Freundlichkeit sind Grundvoraussetzung des Arbeitens. 
Vom Beförderungspersonal wird ein respektvoller, toleranter und 
freundlicher Umgang mit den Schüler*innen, ihren Eltern bzw. 
Sorgeberechtigten sowie den Mitarbeitern des Auftraggebers er-
wartet. Auf angemessene Umgangsformen und sprachlichen 
Ausdruck ist im Sinne der Vorbildfunktion zu achten. Im Interesse 
der zum Teil schwerstmehrfach behinderten Kinder und Jugend-
lichen soll beim Beförderungspersonal Kontinuität gewährleistet 
werden. 
 
Das sichere Ankommen der Schüler*innen hat höchste Priorität. 
Der Fahrstil muss sich daher durch vorausschauendes, defensi-
ves und ruhiges Grundverhalten auszeichnen. Es kann Situatio-
nen geben, in denen die Fahrer*innen erhöhte Geduld aufbrin-
gen müssen. Sie können durch ruhiges und besonnenes Verhal-
ten ein gutes Beispiel für die Kinder geben. Führt das Verhalten 
einzelner zu Befördernder dazu, dass eine gefahrlose Durchfüh-
rung der Fahrt nicht mehr möglich ist, müssen die Fahrer*innen 
im Zweifel anhalten und dürfen die Fahrt erst fortsetzen, wenn 
die Sicherheit im Fahrzeug wieder gewährleistet ist. Die Fah-
rer*innen melden die von den Schüler*innen herbeigeführten 
Vorfälle sofort an den Disponenten, der umgehend den Auftrag-
geber informiert. Wenn die Fahrer*innen bezüglich des Umgangs 
mit einer Behinderungsart oder Verhaltensauffälligkeit von den 
Schüler*innen unsicher sind oder Fragen haben, erhalten sie 
vom Auftraggeber, durch den Disponenten koordiniert, Auskunft. 

 
Die Fahrer*innen haben Besetztstandzeiten (Wartezeiten an 
Haltestellen) zu vermeiden. Das Rauchen ist in den eingesetzten 
Fahrzeugen – auch bei Leerfahrten - und an allen Haltestellen 
verboten. Im Anfahrtsbereich zu den Haltestellen ist mit Schritt-
geschwindigkeit zu fahren. Es muss gewährleistet sein, dass au-
ßer dem vertraglich vereinbarten Personenkreis keine weiteren 
Personen im Fahrzeug mitgenommen werden. 
 
Der Auftragnehmer versichert, dass er für jede(n) Fahrer/-in ein 
aktuelles „erweitertes Führungszeugnis“ vorhält, das auf Verlan-
gen durch den Auftraggeber eingesehen werden kann.  
 
Der Auftragnehmer hat grundsätzlich die Aufsichtspflicht von der 
Übernahme bis zur Übergabe. Kurzfristiges Verlassen des Fahr-
zeuges, ohne dass die Schüler*innen weiter überwacht bleiben, 
ist vor allem zum Zwecke privater Tätigkeiten, wie Einkaufen, 
grundsätzlich verboten. Der Bieter muss mit rechtsverbindlicher 
Unterschrift auf Verlangen bestätigen können, dass er seine Fah-
rer*innen, besonders in Hinblick auf die Aufsichtspflicht, unter-
richtet hat. Es ist dabei mitzuteilen, welche arbeitsrechtlichen 
Konsequenzen bei Nichterfüllung eingeleitet werden. 
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__________________________________________________________________________
Anforderungen an  
Begleitpersonal:  Der Auftragnehmer muss auf Anforderung durch den Auftragge-

ber Linienbegleiter/-innen nach Bedarf stellen (derzeit ca. 10% 
der bedienten Linien). Grund kann ein besonderes Verhalten des 
Schüler(s)/-in im Fahrzeug oder Schwierigkeiten beim Transport 
des Kindes von der Wohnung zum Fahrzeug, bzw. aus dem 
Fahrzeug ins Schulhaus sein.  

 
Das Begleitpersonal hat die Betreuten an das zuständige Auf-
sichtspersonal der Einrichtungen bzw. die Erziehungsberechtig-
ten persönlich zu übergeben.  

 
Das Begleitpersonal hat die Aufsichtspflicht vom Einsteigen des 
Schüler(s)/-in bis zur Übergabe an das zuständige Aufsichtsper-
sonal bzw. die Erziehungsberechtigten. 

 
Für den Begleiter müssen Kriterien in Bezug auf Sauberkeit, Zu-
verlässigkeit und den umsichtigen Umgang mit den Kindern incl. 
eines Führungszeugnisses, wie bei den/der Fahrer(n)/-in, gelten. 

________________________________________________________________________ 
Aufsichtspflicht:  Das Beförderungspersonal ist während der gesamten Fahrt voll 

aufsichtspflichtig über alle im Fahrzeug befindlichen Schüler*in-
nen. Die Aufsichtspflicht beginnt/endet mit der persönlichen 
Übernahme/Übergabe der Schüler*innen von/an die Eltern oder 
von/an die Mitarbeiter der Lebenshilfe Schwabach – Roth e.V. 

 
__________________________________________________________________________ 
Anforderungen an den  
Betrieb:  Eine Zertifizierung nach DIN ISO 9001: 2015 oder nach einer 

vergleichbaren Qualitätsmanagementnorm, bzw. einer dem je-
weiligen Sitzland entsprechenden Zertifizierung im Rahmen der 
europäischen Vergleichbarkeit der Qualitätskriterien ist zwin-
gende Voraussetzung zur Teilnahme an der Ausschreibung und 
mit Dokumentennachweis den Unterlagen beizufügen und jähr-
lich neu zu belegen.  

 
Die Abgabe einer falschen Erklärung berechtigt den Auftragge-
ber zur fristlosen Kündigung der Zusammenarbeit. 
 
Der Auftragnehmer organisiert den Fahrbetrieb durch eine ver-
antwortliche Person. Der Auftragnehmer gewährleistet eine stän-
dige Erreichbarkeit des Betriebes durch ein abgestimmtes Kom-
munikationssystem. Insoweit muss ein benannter Ansprechpart-
ner im Unternehmen des Auftragnehmers an Tagen mit Fahrbe-
trieb für die beteiligten Personen (z. B. Eltern, Sorgeberechtigte, 
Auftraggeber, Busfahrer/-in, Begleitpersonal) zwischen 7.00 Uhr 
und 17:00 Uhr telefonisch erreichbar sein. Nach 17:00 Uhr ist 
eine Erreichbarkeit über Anrufbeantworter o. ä. sicherzustellen.  
Im Verlauf eines jeden Schuljahres sind durch den Auftragneh-
mer rechtzeitig bis zum Schuljahresbeginn (spätestens bis zum 
5. Werktag des Monats August) der Fahrplan und die Linienfüh-



16 
 

rung neu festzulegen. Die Planung orientiert sich an den Grunds-
ätzen der Wirtschaftlichkeit. Der Auftraggeber teilt dem Auftrag-
nehmer dazu die Namen und die Anschriften der Schüler*innen 
Kinder und Jugendlichen mit. Die jeweiligen erstellten Fahrpläne 
bedürfen der Zustimmung und Genehmigung durch den Auftrag-
geber. Kinder und Jugendliche, die während des laufenden 
Schuljahres in die Schule eintreten, sind in die bestehenden Li-
nien aufzunehmen und zu befördern. Umsetzungen können er-
forderlich werden. 

__________________________________________________________________________ 
Haftung und Versicherung: Der Auftragnehmer haftet für Personen- und Sachschäden im 

Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen einschließlich derer 
über Vertragsverletzungen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
entsprechenden Versicherungsschutz durch rechtzeitige Bei-
tragszahlung sicherzustellen. 

__________________________________________________________________________ 
Mängelbeseitigung: Werden Qualitätsmängel festgestellt, sind diese innerhalb einer 

Frist von 5 Werktagen abzustellen. Die Feststellung der Mängel 
sowie die Fristsetzung erfolgen durch den Auftraggeber. 

 

Schweigepflicht: Der Auftragnehmer und das von ihm eingesetzte Beförderungs-
personal unterliegen der Schweigepflicht und den Bestimmun-
gen des Datenschutzes. Darunter fallen alle durch die Beförde-
rung erlangten Kenntnisse der familiären Verhältnisse und der 
Behinderungen der Schüler*innen. Die Fahrer*innen und das Be-
gleitpersonal sind entsprechend zu unterweisen.  

 
__________________________________________________________________________ 
Erläuterung: Die Leistungsbeschreibung sowie der beigefügte Mustervertrag 

mit allen Anlagen sind Rechtsgrundlage für die Abwicklung des 
Vertrages. Bei Abgabe eines Angebotes gelten die beigefügten 
Bewerbungs-, Vergabe- und Vertragsbedingungen der Lebens-
hilfe für Behinderte Schwabach-Roth e.V., Ansbacher Str. 15, 
91126 Schwabach. Die Vertragsbedingungen des Bieters finden 
keine Anwendung. 

__________________________________________________________________ 
 
 
 
Schwabach, den 04.05.2026  
 
 
 
    

 
Markus Ungar-Hermann        
Geschäftsführender Vorstand 
 
 
Anlagen: 
      
A. Angebot  
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B. Orte der Haltestellen 

C. Vertraulichkeitserklärung 

D. Mustervertrag  

E. Bieterklärung 

F. anonymisierte Haltestellenübersicht  
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Anlage A 
 

Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. 
Ansbacher Str. 15 
91126 Schwabach 

 
 
 
 
…………………………………………………………………………………………………..  
Firmenbezeichnung und Anschrift des Bieters 
 
 

 

Angebot 
 

über die nichtöffentliche Schülerbeförderung 
der Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. 

für die Hans-Peter-Ruf-Schule, Förderzentrum Schwerpunkt geistige Entwick-
lung der Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V., 

Waikersreuther Strasse 11 – 13, 91126 Schwabach 
 
___________________________________________________________________ 
 
 

 
1.1 Die Ausführung der in der Leistungsbeschreibung der nichtöffentlichen 

Schülerbeförderung für die Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. beschrie-
benen Leistung wird hiermit angeboten. 

 
1.2 Der Bieter ist bis zum 13.07.2026 an sein Angebot gebunden. 

 
1.3 Angabe des Besetzkilometerpreises brutto und der schultäglich zu fah-

renden Gesamtbesetztkilometer auf Basis der vom Auftraggeber zur Ver-
fügung gestellten Schülerliste zuzüglich des Tagesgesamtpreises für ein-
gesetztes Begleitpersonal auf allen Linien (mit Adressangaben, An-
lage F): 

 
 
 
……………………€    X     …………………..km     =   …………………….€ brutto 
Besetztpreis pro                  Gesamtbesetztkilometer          Tagesgesamtpreis 
Einzelkilometer                   aller Linien                                pro Schultag  
 

 
 

……..…………..(brutto)    X    ……………………… =….………..……….€ brutto 
Begleitpersonal pro Stunde       Beschäftigungsdauer      Gesamtpreis für   
inkl. aller Sozialabgaben            der eingesetzten  Begleitpersonal  
 Begleitpersonen      pro Schultag auf allen Linien 
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…………………….€ brutto 
Angebot Schultag 

Gesamtbesetztkilometerpreis pro Schultag 
zzgl. Tagesgesamtpreis für eingesetztes Begleitpersonal auf allen Linien 
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Anlage C 
 
 

Vertraulichkeitserklärung 
 

 
1. Der Bieter verpflichtet sich, die Vergabeunterlagen und alle Informationen, die er im Rah-

men dieses Vergabeverfahrens erhält, streng vertraulich zu behandeln und sie zu keinem 
anderen Zweck als diesem Vergabeverfahren zu verwenden. 

 
2. Das gilt nicht für Informationen, die 
 

 bereits vor Offenlegung rechtmäßig im Besitz des Bieters waren; 
 
 ohne Zutun des Bieters veröffentlicht worden oder anderweitig ohne sein Verschulden 

allgemein bekannt geworden sind; 
 
 die dem Bieter von einem oder mehreren Dritten rechtmäßig übermittelt wurden; 
 
 die schriftlich durch den Auftraggeber freigegeben werden; 
 
 die auf Grund gesetzlicher Vorschriften auf Anordnung von Behörden oder Gerichten 

offen zu legen sind. 
 
3. Beabsichtigt der Bieter auf die Aufforderung zur Angebotsabgabe hin kein Angebot abzu-

geben, hat es dies dem Auftraggeber mitzuteilen und die Vergabeunterlagen zu vernichten 
oder an den Auftraggeber zurückzugeben. Die Vernichtung der Unterlagen ist auf Verlan-
gen zu bestätigen. 

 
4. Eine Veröffentlichung, kommerzielle Verwertung und Weitergabe an Dritte (mit Ausnahme 

für Zwecke der Angebotserstellung von Unterauftragnehmern) von Unterlagen des Verga-
beverfahrens ist ohne Zustimmung des Auftraggebers nicht zulässig. 

 
5. Der Bieter hat alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung der Vergabeunterlagen oder 

der Erstellung des Angebots betraut werden, entsprechend Ziffern 1 bis 4 zu verpflichten. 
 
6. Sämtliche zugänglich gemachten Informationen bleiben unabhängig von der Art ihrer Ver-

körperung das Eigentum des Auftraggebers bzw. des ursprünglichen Eigentümers. Durch 
die Übermittlung von Informationen werden keinerlei Rechte eingeräumt. Der Auftraggeber 
übernimmt keine Gewährleistung für die Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihm über-
mittelten Informationen. 

 
 
 
 

…………………………………                                   …………………………………. 
Ort, Datum                                                                      Unterschrift, Firmenstempel  
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Anlage D 

MUSTER 
 

V e r t r a g 

über den Betrieb von Schulbus-Linien 

zwischen der 

Lebenshilfe für Behinderte Schwabach-Roth e. V., 

Ansbacher Straße 15, 91126 Schwabach 

(im nachfolgenden Text "Lebenshilfe" genannt) 

 

und 

 

 

……………………………. 

(im nachfolgenden Text "Unternehmer" genannt) 

 
 
1 Beförderung 

1.1 Der Unternehmer verpflichtet sich, die berechtigten Schüler*innen des Förder-
zentrums Schwerpunkt geistige Entwicklung bzw. die Besucher der Heilpäda-
gogischen Tagesstätte der Lebenshilfe an allen Öffnungstagen zu der „Hans-
Peter-Ruf-Schule“ der Lebenshilfe in der Waikersreuther Straße 11, 91126 
Schwabach, bzw. zum vereinbarten Endpunkt und zurück mit geeigneten Kraft-
fahrzeugen zu befördern. 
 

1.2 Als Vertragsbestandteile gelten die Leistungsbeschreibung zum Ausschrei-
bungsverfahren über die nicht öffentliche Schülerbeförderung der Lebenshilfe 
vom 06.05.2026 (Anlage 1 des Beförderungsvertrages), das hierauf abgege-
bene Angebot des Unternehmers (Anlage 2 des Beförderungsvertrages) so-
wie die im Rahmen dieses Verfahrens abgegebene Bietererklärung des Unter-
nehmers (Anlage 3 des Beförderungsvertrages).  
 

1.3 Rechtzeitig vor Aufnahme des Beförderungsbetriebes sind alle Vorbereitungen 
zu treffen, um vom ersten Schultag an eine reibungslose Schülerbeförderung 
durchführen zu können.  
Der Unternehmer erbringt die Leistungen in eigener Verantwortung. Er ver-
pflichtet sich, die zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Leistungserbrin-
gung notwendigen technischen und organisatorischen Voraussetzungen zu 
schaffen sowie die einschlägigen technischen und gesetzlichen Vorschriften 
einzuhalten. Er verpflichtet sich insoweit, nur Fahrzeuge einzusetzen, die den 
Anforderungen entsprechen.  
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 Zudem verpflichtet sich der Unternehmer, geeignetes Personal einzusetzen, 
das den Anforderungen der Lebenshilfe gem. Anlage 1 des Beförderungsver-
trages entspricht. Das Merkblatt (Anlage 4 des Beförderungsvertrages) ist 
dem eingesetzten Personal auszuhändigen. 

 
 Er verpflichtet sich weiterhin, die zur Leistungserbringung erforderlichen öffent-

lich-rechtlichen Genehmigungen bei den zuständigen Behörden einzuholen und 
über die Dauer der Leistungserbringung aufrecht zu erhalten. Dem Unterneh-
mer obliegt die Verkehrssicherungspflicht für alle im Zusammenhang mit der 
Leistungserbringung stehenden Tätigkeiten.  
 

1.4 Berechtigt und zu befördern sind die Kinder/Schüler*innen, deren Beförderung 
nach der Verordnung über die notwendige Beförderung der Schüler*innen auf 
dem Schulweg notwendig ist. 
 

1.5 Der endgültige Fahrplan wird spätestens zwei Tage vor dem Schulbeginn zwi-
schen der Schulleitung der Hans-Peter-Ruf- Schule und dem Unternehmer fest-
gelegt.  

 
1.6 Während der Beförderung muss ein Beauftragter des Unternehmers fernmünd-

lich zu erreichen sein, um bei Pannen, Unfällen usw.  sofort Hilfe bringen zu 
können. Die Fahrzeuge müssen mit Mobiltelefonen ausgerüstet sein. 

 
1.7 Die Einrichtung benennt in Anlage 5 des Beförderungsvertrages, die hiermit 

in der jeweiligen Fassung zum Vertragsbestandteil gemacht wird, dem Beförde-
rungsunternehmen die für die Beförderung maßgeblichen Wohnsitze und alle 
evtl. für die Beförderungsleistung zu beachtenden individuellen behinderungs-
bedingten Besonderheiten. Die Einrichtung kann den Kreis der als „Beförde-
rungsteilnehmer“ benannten Personen je nach ihrer Belegung jederzeit im Rah-
men einer kalkulierten Fluktuation mit einer Ankündigungsfrist von einer Woche 
ändern, erweitern oder einschränken. Die Tourenplanung kann nur nach dem 
aktuellen bekannten Stand der Anlage 5 des Beförderungsvertrages erfolgen 
und muss dem tatsächlichen Stand, der von der Lebenshilfe mitzuteilen ist, zum 
Vertragsbeginn angepasst werden. Änderungen im Schulbetrieb (z. B. schul-
freie Tage) werden dem Unternehmen von der Leitung der Schule rechtzeitig 
bekannt gegeben.  

 
1.8 Kommt der Unternehmer seiner Beförderungspflicht nicht nach, so ist die Le-

benshilfe unabhängig von einem etwaigen Kündigungsgrund berechtigt, die Be-
förderung der Schüler*innen auf Kosten des Unternehmens durchführen zu las-
sen.  

 
1.9 Der Unternehmer verpflichtet sich, die Leitung der Schule unverzüglich über Ab-

weichungen von der Streckenführung, über besondere Gefahrenquellen für den 
Schulbetrieb auf Fahrstrecken und an Haltestellen und über eventuelle Gefähr-
dungen der Kinder während der Beförderung zu unterrichten. 
Ist einem der Kinder aufgrund von Krankheit oder aus sonstigen Gründen eine 
Mitfahrt nicht möglich, ist dessen Wohnung ab dem 2. Tage des Fehlens so 
lange nicht mehr anzufahren, bis dem Unternehmer mitgeteilt wird, dass das 
Kind ab dem kommenden Tag wieder zu befördern ist. Die täglichen Linienkilo-
meter werden entsprechend gekürzt. Der/die Fahrer/-in bzw. die Begleitperson 
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sind verpflichtet, den Kindern falls erforderlich beim Ein- und Ausstieg an der im 
Fahrplan benannten Haltestelle behilflich zu sein, sowie die Kinder nur in die 
Obhut autorisierter Erziehungsberechtigter dort zu übergeben. Die Busbeglei-
tung muss die Kinder auf Wunsch der Eltern bereits an der Hauseingangstür in 
Empfang nehmen und die Kinder an das Erziehungspersonal auf dem Gelände 
der Schule übergeben. 
 

1.10 Bei der Gestaltung der Schulbuslinien sind die Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit, Sparsamkeit und Rationalität zu beachten. 
 

 
2. Haftung und Versicherung 
 
2.1 Der Unternehmer ist verpflichtet, die Lebenshilfe von allen Ansprüchen freizu-

halten, die von Fahrgästen oder Dritten wegen der in diesem Vertrag vereinbar-
ten Beförderungen erhoben werden, es sei denn, das Schaden stiftende Ereig-
nis beruht auf einem Verschulden von Personen, für die die Lebenshilfe einzu-
stehen hat.  

 
2.2 Der Unternehmer ist verpflichtet, sich, seine Fahrer*innen und die Insassen 

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu versichern. 
 
 
3.  Vergütung 
 
3.1 Der Unternehmer erhält für die ihm nach diesem Vertrag obliegenden Verpflich-

tungen folgende Vergütung für jeden Besetztkilometer  
 

………….€ brutto 
 
3.2 Die Vergütung wird grundsätzlich nur für tatsächlich ausgeführte Fahrten be-

zahlt. 
 
3.3 Die Vergütung erfolgt für jeden Tag, an dem die Beförderung durchgeführt wird. 
 Die Fahrten sind nach Ablauf des Monats nach den Mustern der Anlage 6 des 

Beförderungsvertrages abzurechnen und bis zum 8. des Folgemonats dem 
Auftraggeber per Mail zu senden. Den Rechnungen sind zwingend der Stun-
dennachweis für die Busbegleitung (Anlage 7 des Beförderungsvertrages) 
und der Beförderungsnachweis (Anlage 8 des Beförderungsvertrages) bei-
zufügen. Zahlungsziel 14 Tage.  

 
3.4  Die jeweils gültigen gesetzlichen Bestimmungen zum Mindestlohn sind vom Un-

ternehmer einzuhalten.  
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4. Vertragslaufzeit und Kündigung 
 
4.1 Der Vertrag tritt am 15. September 2026 in Kraft und läuft bis zum 09. Septem-

ber 2030.  
 
4.2 Sollten Modifikationen notwendig sein, so braucht der Vertrag dann nicht ge-

kündigt werden, wenn bis zu diesem Zeitpunkt gegenseitiges Einvernehmen der 
Vertragsparteien einschließlich der Regierung von Mittelfranken erzielt ist.  

 
4.3 Eine vorzeitige Kündigung ist aus wichtigem Grund unter Einhaltung einer Frist 

von 3 Monaten zum Monatsende zulässig. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-
dere dann vor, wenn ein Vertragspartner grob oder trotz Abmahnung wiederholt 
gegen Bestimmungen dieses Vertrages verstoßen hat. 

 
4.4  Kündigungen gemäß Ziffer 4.2 und 4.3 bedürfen der Schriftform. 
 
 
5.  Vertragsstrafe und außerordentliche Kündigung 
 
5.1 Erfüllt der Unternehmer die Pflichten aus dem Vertrag nicht oder nicht ord-

nungsgemäß, so hat die Lebenshilfe neben dem Anspruch auf Erfüllung einen 
Anspruch auf Zahlung einer Vertragsstrafe nach Maßgabe der folgenden Vor-
gaben.  

 
5.2 Verletzt der Unternehmer schuldhaft seine Verpflichtung zur Beförderung der 

Schüler*innen, indem er diese nicht oder unter Verletzung besonders sicher-
heitsrelevanter Vorgaben befördert, verwirkt er in jedem Einzelfall eine Ver-
tragsstrafe in Höhe von 200,00 €.  

 
Legt der Unternehmer die Zertifizierung nach DIN ISO 9001: 2015 oder nach 
einer vergleichbaren Qualitätsmanagementnorm, bzw. einer dem jeweiligen 
Sitzland entsprechenden Zertifizierung bis 01.09. eines jeden Jahres während 
der Vertragslaufzeit nicht fristgerecht vor, verwirkt er in jedem Einzelfall eine 
Vertragsstrafe in Höhe von 200,00 €.  

  
 Setzt der Unternehmer Fahrzeuge ein, die das vereinbarte Höchstalter von sie-

ben Jahren überschritten haben, wird eine Vertragsstrafe in Höhe von 1.000,00 
€ zur Zahlung fällig.  

 
5.3 Die Lebenshilfe ist berechtigt, den Vertrag außerordentlich zu kündigen, wenn 

der Unternehmer trotz Abmahnung die Zertifizierung nach DIN ISO 9001: 2015 
oder nach einer vergleichbaren Qualitätsmanagementnorm, bzw. einer dem je-
weiligen Sitzland entsprechenden Zertifizierung nicht belegt oder Fahrzeuge 
einsetzt, die das vereinbarte Höchstalter von sieben Jahren überschritten ha-
ben.  
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6. Sonstiges 
 
6.1 Der Unternehmer und das von ihm eingesetzte Personal ist zur Verschwiegen-

heit über alle personenbezogenen Daten der Schüler*innen/Kinder verpflichtet, 
es sei denn, die Weitergabe ist zur Durchsetzung von Rechten im Zusammen-
hang mit diesem Vertrag erforderlich. Diese Pflicht dauert fort, auch wenn die 
geschäftliche Zusammenarbeit zwischen den Vertragspartnern beendet ist. Das 
vom Unternehmer eingesetzte Personal ist auf die Einhaltung der geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen zur Einhaltung der Schweigepflicht zu verpflichten. 
Der Unternehmer haftet gegebenenfalls bei Verstößen gegenüber der Lebens-
hilfe.  

 Die Lebenshilfe kann den Vertrag aus wichtigem Grund fristlos kündigen, wenn 
der Unternehmer seinen vertraglich vereinbarten Pflichten nicht nachkommt.  

 
6.2 Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag sind nicht zulässig und haben 

keine Gültigkeit. 
 
6.3 Änderungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. 
 
6.4 Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag sind nur mit Zustimmung des Ver-

tragspartners übertragbar. 
 
6.5  Dieser Vertrag wird 3-fach ausgefertigt. Jeder Vertragspartner erhält eine Aus-

fertigung. Eine Ausfertigung ist für die Regierung von Mittelfranken bestimmt. 
 
6.6 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, 

so berührt es die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Die Vertrags-
parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch rechtlich zulässige 
Regelungen zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Ergebnis der unwirksamen 
Bestimmungen am nächsten kommen. Entsprechendes gilt, falls einzelne Best-
immungen undurchführbar sein sollten. 

 
 
 
 

Schwabach, den .......................  ....................., den ........................... 
 
 
........................................                        ......................................................... 

(Lebenshilfe) (Unternehmer) 
 
 
 Anlage 1 Ausschreibungsunterlagen 
 Anlage 2 Angebot über die nichtöffentliche Schülerbeförderung 
 Anlage 3 Bietererklärung 
 Anlage 4 Merkblatt für Fahrer*innen und Begleitperson 
 Anlage 5 Anonymisierte Haltestellenübersicht 
 Anlage 6 Rechnungsmuster 
 Anlage 7 Stundennachweis für Begleitperson 
 Anlage 8 Beförderungsnachweis 
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Anlage E 
 

Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. 
Ansbacher Str. 15 
91126 Schwabach 

 
 
………………………………………………………………………………………………….. 
Firmenbezeichnung und Anschrift des Bieters 
 
 

 

Bietererklärung 
 
zum Angebot über die nichtöffentliche Schülerbeförderung 
der Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V. 
für die Hans-Peter-Ruf-Schule, Förderzentrum Schwerpunkt geistige Entwick-
lung der Lebenshilfe Schwabach-Roth e.V.,  
Waikersreuther Strasse 11 – 13, 91126 Schwabach 
 
 
___________________________________________________________________ 
 
 
  Ja Nein Bemerkung 
1 Der Bieter erklärt, dass über sein Vermögen das In-

solvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzli-
ches Verfahren nicht eröffnet ist, die Eröffnung nicht 
beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abge-
lehnt worden ist und er sich nicht in Liquidation be-
findet.  
 

   

2 Der Bieter erklärt, dass er seine Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Bei-
träge zur gesetzlichen Sozialversicherung ord-
nungsgemäß erfüllt hat. 
 

   

3 Der Bieter erklärt, dass er bzw. eine Person, deren 
Verhalten seinem Unternehmen zuzurechnen ist, 
nicht wegen einer der in § 123 GWB genannten 
Normen rechtskräftig verurteilt ist. 
 

   

4 Der Bieter erklärt, dass im Gewerbezentralregister 
keine Eintragungen vorliegen.  
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5 Der Bieter erklärt, dass der durchschnittliche Jah-
resumsatz seines Unternehmens in den vergange-
nen drei Jahren mindestens dem jährlichen Auf-
tragsvolumen entsprochen hat, für das er ein Ange-
bot abgibt. 
Ist dem Bieter die Erfüllung dieses Kriteriums nicht 
möglich, z. B. bei neu gegründeten Unternehmen, 
so hat er auf einem Beiblatt die Gründe hierfür so-
wie seine Umsätze im Übrigen darzulegen.  
 

   

6 Der Bieter verpflichtet sich, nach Zuschlagsertei-
lung eine Kfz-Haftpflichtversicherung mit der ge-
setzlich vorgeschriebenen Deckungssumme für je-
des Fahrzeug abzuschließen.  
 

   

7 Der Bieter erklärt, dass eine Zertifizierung nach DIN 
ISO 9001: 2015 oder nach einer vergleichbaren 
Qualitätsmanagementnorm, bzw. einer dem jeweili-
gen Sitzland entsprechenden Zertifizierung im Rah-
men der europäischen Vergleichbarkeit der Quali-
tätskriterien vorliegt. 
 

   

8 Der Bieter erklärt, dass nur Fahrzeuge eingesetzt 
werden, die nach dem neusten Stand der Technik 
zur Beförderung von Menschen mit Behinderung 
ausgerüstet sind, die während der gesamten Ver-
tragslaufzeit nicht älter als 7 Jahre sind und die dem 
technischen Standard deutscher Vorschriften ent-
sprechen. 
 

   

9 Der Bieter erklärt, dass die einzusetzenden Fahr-
zeuge zum Beförderungsbeginn zur Verfügung ste-
hen. Dem Auftraggeber sind auf Verlangen die 
Fahrzeugscheine aller zur Schülerbeförderung ein-
gesetzter Fahrzeuge vorzulegen. 
 

   

10 Der Bieter verpflichtet sich, nach Zuschlagsertei-
lung eine Betriebshaftpflichtversicherung für sich 
selbst sowie sämtliche Unterauftragnehmer mit ei-
ner Deckungssumme von mindestens 1 Mio. € für 
Körper, Vermögens- und Sachschäden abzuschlie-
ßen. Dies ist dem Auftraggeber vor der Aufnahme 
der Beförderung nachzuweisen.  
 

   

11 Der Bieter erklärt, dass nur Fahr- und Betreuungs-
personal eingesetzt ist, welches im erweiterten Füh-
rungszeugnis keine Eintragung über rechtskräftige 
Verurteilungen enthalten. Dies wird der Bieter dem 
Auftraggeber auf Verlangen durch Vorlage der er-
weiterten Führungszeugnisse nachzuweisen.  
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12 Der Bieter erklärt, dass das eingesetzte Beförde-
rungspersonal eine Erste-Hilfe-Ausbildung absol-
viert hat. Dem Auftraggeber sind auf Verlangen die 
Nachweise hierüber vorzulegen. 
 

   

13 Der Bieter erklärt, dass das eingesetzte Beförde-
rungspersonal keine ansteckenden meldepflichti-
gen Krankheiten hat. In begründet erscheinenden 
Fällen hat der Bieter auf Verlangen des Auftragge-
bers für das Beförderungspersonal ärztliche Nach-
weise vorzulegen. 
 

   

14 Der Bieter erklärt, dass er sowie alle für die Auf-
tragsdurchführung verantwortlichen Personen die 
Scientology-Schutzerklärung für den Fall der Zu-
schlagserteilung abgeben werden sowie diese An-
forderung dem Auftraggeber vor Aufnahme der 
Schülerbeförderung nachweist.   

   

15 Der Bieter erklärt, dass er keine Person, Organisa-
tion oder Einrichtung i.S.d. Art. 5K der Verordnung 
(EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 zur Än-
derung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 ist (mit-
hin nicht russischer Staatsangehörigkeit ist oder 
eine in Russland niedergelassene natürliche oder 
juristische Person, Organisation oder Einrichtung, 
eine juristische Person, Organisation oder Einrich-
tung, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder 
mittelbar von einer eine in Russland niedergelasse-
nen natürliche oder juristische Person, Organisation 
oder Einrichtung gehalten werden, oder im Namen 
oder auf Anweisung einer der vorgenannten Orga-
nisationen handeln, auch solche, auf die mehr als 
10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragneh-
mer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazi-
täten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche 
Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden). 
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2. Ausschluss 
 
Mir/uns ist bekannt, dass ich/wir bei Nichtangabe von Erklärungen bzw. bei unvollstän-
diger oder nicht rechtzeitiger Abgabe bei diesen Vergabeverfahren unberücksichtigt 
bleibe(n). Ich bin mir / Wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung im 
Angebotsschreiben meinen/unseren Ausschluss von diesem und weiteren Vergabever-
fahren zur Folge haben kann. 

 
 

…………………………………                                   …………………………………. 
Ort, Datum                                                                      Unterschrift, Firmenstempel  
 
 
 
Sonstige Anlagen: 
 

 Kurze Beschreibung des Unternehmens 
 Kurze Beschreibung des Kommunikationssystems 
 Referenzen (unter Angabe des zentralen Ansprechpartners) von mindestens 2 

Auftraggebern der letzten 3 Jahre hinsichtlich der Beförderung von Schüler*in-
nen mit Behinderung unter Angabe der Leistungsorte.  

 Muster eines Arbeitsvertrages 
 Routenpläne 


